
suchungen, die Vernehmung von Angestellten von 
Dienststellen, Organen und Betrieben, nicht aber die 
Kontrolle an Ort und Stelle. Dennoch muß sie als zu­
lässig angesehen werden, ebenso wie die Anhörung der 
betroffenen Amtspersonen und Bürger, die Einholung 
von Auskünften, Erklärungen und gutachtlichen Äuße­
rungen. Überhaupt sind — da die Inquisitionsmaxime 
herrscht — alle Maßnahmen zulässig, die der Feststel­
lung der objektiven Wahrheit dienen Und keinen 
Zwangscharakter besitzen, auch nicht unzulässiger­
weise in fremde Rechte eingreifen und dem objektiven 
Charakter der Aufsichtsuntersuchungen nicht wider­
sprechen. Beschlagnahmen, Durchsuchungen, Einziehun­
gen von Sachen, Vorführungen, Verhaftungen, Fest­
nahmen und Fahndungen sind unzulässig.

Eine wichtige Rolle spielen die eigenen Wahrnehmun­
gen des Staatsanwalts. Sie kommen nicht nur als An­
laß für die Einleitung von Aufsichtsuntersuchungen, 
als Grundlage für die Bildung der eigenen Überzeu­
gung, sondern auch als Beweis der Ungesetzlichkeit in 
Betracht. Indessen muß hier Vorsicht walten. Der 
Staatsanwalt wird tunlich die Richtigkeit seiner Wahr­
nehmungen durch andere zulässige Mittel kontrollieren 
müssen.

Bei dem breiten Zusammenhang, in dem alle das 
gesellschaftliche Leben berührenden Maßnahmen ste­
hen, darf der Rahmen der Untersuchungen nicht zu eng 
gezogen werden. In vielen Fällen führt nicht schon die 
einfache Zurücknahme einer ungesetzlichen Maßnahme 
zur Wiederherstellung der Gesetzlichkeit. Es ist viel­
mehr häufig ein umfangreiches Gefüge ineinandergrei- 
fender Maßnahmen erforderlich, um zum Ziele der 
vollen Wiederherstellung des gesetzlichen Zustandes zu 
gelangen. Das muß bei der Aufstellung des Unter­
suchungsplanes im Einzelfalle berücksichtigt werden 
und muß sich in ihm widerspiegeln. Er muß klar in 
seinem Ziel, methodisch und logisch im Aufbau und im 
Einsatz der zulässigen Mittel sein.

Aus dem zulässigen Inhalt der Aufsichtsuntersuchun­
gen und ihrem Charakter geht hervor, daß sie die all­
gemeinste Form dieser typisch staatsanwaltschaftlichen 
Arbeitsmethode sind. Das kommt auch im Gesetz selbst 
zum Ausdruck. Wenn § 13 Abs. 2 Satz 3 StAG darauf 
hinweist, daß sich aus Aufsichtsuntersuchungen die 
Notwendigkeit ergeben kann, ein Strafverfahren gegen 
den Schuldigen einzuleiten, so ist damit nicht nur auf 
§ 102 Ziff. 2 StPO und die Möglichkeit verwiesen, in 
einem bestimmten Stadium und bei bestimmten Ergeb­
nissen der Aufsichtsuntersuchungen zum Strafverfah­
ren überzugehen, sondern auch zum Ausdruck gebracht, 
daß die Untersuchungen im Strafverfahren die spe­
ziellere Untersuchungsmethode darstellen.
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Daraus ist abzuleiten, daß die Aufsichtsuntersuchun­
gen keine isolierte Bedeutung haben. Sie können der 
Vorbereitung und Ergänzung einer jeden zulässigen 
Form staatsanwaltschaftlicher Tätigkeit dienen. Sie 
können aber auch, worauf § 12 Ziff. 4 StAG hinweist, 
eine Form der Auswertung eines jeden gerichtlichen 
Verfahrens sein.

Die Bedeutung der Aufsichtsuntersuchungen für die 
Mitwirkung des Staatsanwalts im Zivil- und im Ar­
beitsrechtsstreit sowie bei dem Anfechtungsantrag nach 
§ 31 KKVO ist nicht so klar wie ihr Verhältnis zu den 
Strafsachen. Das Gesetz enthält keine Hinweise, und 
die Wahl des Begriffs „Mitwirkung“ für die Tätigkeit 
des Staatsanwalts im Zivil- und Arbeitsrechtsstreit 
weist eher in die Richtung der durch § 607 ZPO be­
schriebenen Tätigkeit des Staatsanwalts im alten Ehe­
prozeß.

Dennoch wäre es falsch, die Kompetenzen des Staats­
anwalts im Zivil- und Arbeitsrechtsstreit von dieser 
überholten Situation aus beurteilen zu wollen. Man 
kann das Neue nicht durch das Veraltete und Abgelebte 
erklären.

Das Staatsanwaltschaftsgesetz beschreibt in § 20 die 
Mitwirkung des Staatsanwalts im Zivilrechtsstreit als 
•eine Form der Teilnahme an der mündlichen Verhand­
lung, die das Recht der mündlichen Äußerung umfaßt. 
Durch § 20 StAG wird aber auch die Mitwirkung in 
schriftsätzlicher Form zugelassen, und sie ist für die

Verfahren ohne mündliche Verhandlung die einzige im 
Gesetz erwähnte Form der Mitwirkung. In jedem Fall 
ist die Mitwirkung des Staatsanwalts eine Form der 
Teilnahme am Prozeß, die dadurch gekennzeichnet ist, 
daß der Staatsanwalt das Verfahren weder betreibt 
noch leitet, daß er die demokratische Gesetzlichkeit im 
Prozeß durchzusetzen versucht, die eine Frage des 
Staatsrechts, der Beziehungen zwischen Gesellschaft 
und Staat ist. Diese prozessuale Situation unterwirft 
den Staatsanwalt gewissen Einschränkungen, die in 
erster Linie aus der Funktion des Gerichts folgen, sich 
aber aucii aus gewissen prozessualen Grundrechten der 
Parteien, z. B. ihrer Dispositionsbefugnis, ergeben. Das 
bestimmt das Wesen der durch die Mitwirkung aus­
geübten Rechte des Staatsanwalts. Er legt in seinen 
mündlichen und schriftlichen Äußerungen den demo­
kratischen Inhalt des Rechts dar und zieht dadurch die 

' Gerichte zu dessen Durchsetzung heran. Der Vortrag 
der Parteien ist für ihn nur ein Teil und eine zwar 
notwendige, ihn aber nicht beschränkende und bin­
dende Voraussetzung für die Ausübung seiner Mitwir­
kungsrechte. Er bewegt sich also nicht auf der Ebene 
der Parteien. Man kann daher sagen, daß der Staats­
anwalt gegenüber dem Gericht in dem Prozeß, den die 
Parteien führen, die für deren Prozeß in Betracht kom­
menden staatsrechtlichen Gesichtspunkte geltend macht, 
die unter dem Begriff der demokratischen Gesetzlich­
keit zusammengefaßt werden (Art. 127 der Verfassung).

Daher können keine Einschränkungen der staats­
anwaltschaftlichen Befugnisse anerkannt werden, die 
allein aus nicht besonders qualifizierten prozessualen 
Rechten der Parteien hergeleitet werden. Man würde 
andernfalls die Funktion des Staatsanwalts durch Aus­
nahmen einschränken, die sich weder unmittelbar aus 
dem Gesetz ergeben noch im Wege der Auslegung 
daraus hergeleitet werden können. Daher ist das Ver­
fahren des Staatsanwalts im Bezirk Gera nicht zu be­
anstanden, der Bauern, die Widerspruch gegen Zah­
lungsbefehle der MTS erhoben hatten, denen verjährte 
Forderungen zugrunde lagen, durch Parteiberatung da­
von überzeugte, daß im Interesse des Aufbaus des 
Sozialismus auf dem Lande der Verzicht auf die Ver­
jährungseinrede richtig ist. Falsch würde hingegen ein 
Gericht verfahren, das aus einem solchen Anlaß seine 
Kompetenzen beeinträchtigt fände, weil es der Mei­
nung ist, daß mit Eintritt der Rechtshängigkeit die 
streitigen Ansprüche ausschließlich seiner Sachherr- 
schaft unterlägen, und das daraus etwa die Unwirk­
samkeit der Verzichtserklärungen ableiten wollte.

In der Praxis sehen die Staatsanwälte die Partei­
beratung und in den Fällen, in denen die mündliche 
Verhandlung nicht obligatorisch ist, die Besprechung 
der Sache mit dem Gericht als zulässig an. Es hat sich 
die Übung herausgebildet, daß der Staatsanwalt seine 
Mitwirkung schriftlich dem Gericht erklärt, um von 
ihm laufend die Prozeßunterlagen zu erhalten. Nach 
dem oben Dargelegten ist klar, daß er mit Abgabe 
dieser Erklärung eine prozessuale Stellung erlangt, die 
vorher überhaupt nicht vorhanden war. Aus ihr allein 
ergeben sich seine prozessualen Mitwirkungsrechte. Im 
gegebenen Fall muß der Staatsanwalt den Zeitpunkt 
seiner Mitwirkungserklärung sorgfältig bestimmen. Ob 
überhaupt und in welcher Form er mitwirken will, ist 
seinem Ermessen überlassen. Die Mitwirkung ist ein 
Recht des Staatsanwalts. Er muß es in Anwendung 
der oben dargelegten Prinzipien pflichtgemäß ausüben. 
Das Gericht kann ihm keine Auflagen in dieser Hin­
sicht machen. Zwar soll der Staatsanwalt solche Auf­
lagen als Wünsche des Gerichts nicht gänzlich unbeach­
tet lassen, aber sie verpflichten ihn zu nichts, da er 
nicht als Partei des Verfahrens, sondern als mitwir­
kendes Staatsorgan tätig wird. Die im Bezirk Leipzig 
bestehende Praxis ist daher nicht unbedenklich, z. B. 
beim Bezirksarbeitsgericht nur auf ein Signal des 
Gerichtsdirektors hin, dann aber in jedem Falle mit­
zuwirken. Dadurch wird der selbständige Charakter der 
staatsanwaltschaftlichen Funktion nicht genügend ge­
wahrt.

Wirkt der Staatsanwalt durch Teilnahme an der 
Gerichtsverhandlung mit, so kann er sich zu den auf­
getretenen Fragen mündlich äußern. Seine Äußerungen 
müssen nach der Rundverfügung Nr. 5/55 des Ministers 
der Justiz in das Protokoll auf genommen werden. Dabei
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